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2 8 1 . Bundesgesetz: 2. Novelle zum Krankenanstaltengesetz
2 8 2 . Bundesgesetz: Pyrotechnikgesetz 1974
2 8 3 . Bundesgesetz: Änderung der Jurisdiktionsnorm
2 8 4 . Bundesgesetz: Änderung der Konkursordnung und der Ausgleichsordnung
2 8 5 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Ausbildungsbeiträge für Probelehrer
2 8 6 . Bundesgesetz: 2. Kraftfahrgesetz-Novelle

2 8 1 . Bundesgesetz vom 3. Mai 1974, mit
dem das Krankenanstaltengesetz neuerlich ge-
ändert wird (2. Novelle zum Kranken-

anstaltengesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Krankenanstaltengesetz, BGBl. Nr. 1/1957,
in der Fassung der 1. Novelle BGBl. Nr. 27/1958
wird wie folgt geändert:

1. § 1 hat zu lauten:
„§ 1. (1) Unter Krankenanstalten (Heil- und

Pflegeanstalten) sind Einrichtungen zu verstehen,
die

a) zur Feststellung des Gesundheitszustandes
durch Untersuchung,

b) zur Vornahme operativer Eingriffe,
c) zur Vorbeugung, Besserung und Heilung

von Krankheiten durch Behandlung oder
d) zur Entbindung

bestimmt sind.
(2) Ferner sind als Krankenanstalten auch Ein-

richtungen anzusehen, die zur ärztlichen Be-
treuung und besonderen Pflege von chronisch
Kranken bestimmt sind.

2. § 2 Abs. 1 Z. 1 und 2 haben zu lauten:
„1. Allgemeine Krankenanstalten, das sind

Krankenanstalten für Personen ohne Unterschied
des Geschlechts, des Alters oder der Art der
ärztlichen Betreuung (§ 1);

2. Sonderkrankenanstalten, das sind Kranken-
anstalten für die Untersuchung und Behandlung
von Personen mit bestimmten Krankheiten
oder von Personen bestimmter Altersstufen oder
für bestimmte Zwecke;"

3. § 2 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten:
„4. Pflegeanstalten für chronisch Kranke, die

ärztlicher Betreuung und besonderer Pflege be-
dürfen;"

4. § 2 Abs. 1 Z. 7 hat zu lauten:
„7. selbständige Ambulatorien (Röntgeninsti-

tute, Zahnambulatorien und ähnliche Einrich-
tungen), das sind organisatorisch selbständige Ein-
richtungen, die der Untersuchung oder Behand-
lung von Personen dienen, die einer Aufnahme in
Anstaltspflege nicht bedürfen. Der Verwendungs-
zweck eines selbständigen Ambulatoriums erfährt
dann keine Änderung, wenn dieses Ambulatorium
über eine angemessene Zahl von Betten verfügt,
die für eine kurzfristige Unterbringung zur
Durchführung ambulanter diagnostischer und
therapeutischer Maßnahmen unentbehrlich ist."

5. § 2 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:

„b) Einrichtungen, die von Betrieben für den
Fall der Leistung Erster Hilfe bereitgehal-
ten werden, sowie betriebsärztliche Dienste
gemäß § 22 des Arbeitnehmerschutzgesetzes,
BGBl. Nr. 234/1972;"

6. § 2 Abs. 2 lit. c hat zu entfallen; die bis-
herige lit. d ist als lit. c zu bezeichnen.

7. Nach § 2 ist folgender § 2 a einzufügen:

„§ 2 a. (1) Allgemeine Krankenanstalten sind
einzurichten als

a) Standardkrankenanstalten mit bettenfüh-
renden Abteilungen zumindest für:
1. Chirurgie,
2. Frauenheilkunde und Geburtshilfe,
3. Innere Medizin und
4. Kinderheilkunde;
wenn ein Facharzt für Kinderheilkunde als
ständiger Konsiliararzt für die Betreuung
von Neugeborenen und für die Behand-
lung von Krankheiten des Kindesalters
verpflichtet wird, kann eine bettenfüh-
rende Abteilung für Kinderheilkunde ent-
fallen; andere fachärztliche Behandlung
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muß durch Fachärzte der betreffenden
medizinischen Sonderfächer als Konsiliar-
ärzte gesichert sein; ferner müssen Ein-
richtungen für Röntgendiagnostik und für
die Vornahme von Obduktionen vorhan-
den sein;

b) Schwerpunktkrankenanstalten mit betten-
führenden Abteilungen zumindest für:
1. Augenheilkunde,
2. Chirurgie,
3. Frauenheilkunde und Geburtshilfe ein-

schließlich Perinatologie,
4. Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten,
5. Haut- und Geschlechtskrankheiten,
6. Innere Medizin,
7. Kinderheilkunde einschließlich Neona-

tologie,
8. Nerven- und Geisteskrankheiten,
9. Orthopädie,

10. Unfallchirurgie und
11. Urologie;
andere fachärztliche Behandlung muß durch
Fachärzte der betreffenden medizinischen
Sonderfächer als ständige Konsiliarärzte ge-
sichert sein; ferner müssen Einrichtungen
für Anaesthesie, für Haemodialyse, für
Strahlendiagnostik und -therapie sowie
Nuklearmedizin, für Physikalische Medizin,
für Intensivpflege und für Zahnheilkunde
vorhanden sein; schließlich müssen eine
Anstaltsapotheke, ein Pathologisches Insti-
tut sowie ein Institut für medizinische und
chemische Labordiagnostik geführt werden;

c) Zentralkrankenanstalten mit grundsätzlich
allen dem jeweiligen Stand der medizini-
schen Wissenschaft entsprechenden spezia-
lisierten Einrichtungen.

(2) Universitätskliniken einschließlich der me-
dizinischen Universitätsinstitute gelten jedenfalls
als Zentralkrankenanstalten im Sinne des Abs. 1
lit. c.

(3) Die Landesgesetzgebung kann bestimmen,
daß die Voraussetzungen des Abs. 1 auch erfüllt
sind, wenn die dort vorgesehenen Abteilungen
örtlich getrennt untergebracht sind, sofern diese
Abteilungen funktionell-organisatorisch verbun-
den sind. Ferner kann die Landesgesetzgebung
bestimmen, daß von der Errichtung einzelner im
Abs. 1 lit. a und b vorgesehener Abteilungen
abgesehen werden kann, wenn in jenem Einzugs-
bereich, für den die Krankenanstalt vorgesehen
ist, die betreffenden Abteilungen in einer anderen
Krankenanstalt bereits bestehen und ein zusätz-
licher Bedarf nicht gegeben ist."

8. § 6 Abs. 1 lit. a und b haben zu lauten:
„a) die Aufgaben und Einrichtungen der

Krankenanstalt, bei allgemeinen Kranken-

anstalten und Sonderkrankenanstalten auch
eine allfällige Gliederung in Abteilungen
für Akutkranke und, neben diesen Abtei-
lungen, auch in zusätzliche Abteilungen für
Langzeitbehandlung, oder in Pflegegruppen
für die Behandlung Akutkranker und für
Langzeitbehandlung innerhalb von Abtei-
lungen;

b) die Grundzüge ihrer Verwaltung und ihrer
Betriebsform, insbesondere, ob anstatt oder
neben der herkömmlichen Art der Betriebs-
form anstaltsbedürftige Personen nur über
Tag oder nur über Nacht aufgenommen
werden."

9. § 6 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Die einzelnen Abteilungen und Pflege-
gruppen sind hinsichtlich ihrer Bettenanzahl
unter Berücksichtigung des Faches und des
Fortschrittes der Medizin in einer überschau-
baren Größe zu halten.

(3) Die Anstaltsordnung darf keine Bestim-
mungen enthalten, die die Durchführung eines
straflosen Schwangerschaftsabbruchs oder die Mit-
wirkung daran verbieten oder die Weigerung,
einen solchen Schwangerschaftsabbruch durchzu-
führen oder daran mitzuwirken, mit nachteili-
gen Folgen verbinden."

Der bisherige Abs. 2 ist als Abs. 4 zu bezeich-
nen.

10. Nach § 6 ist folgender § 6 a einzufügen:
„§ 6 a. Die Landesgesetzgebung kann Vorschrif-

ten über die kollegiale Führung der Krankenan-
stalten durch den ärztlichen Leiter (§ 7 Abs. 1),
den Verwalter (§11 Abs. 1) und den Leiter des
Pflegedienstes (§ 11 a Abs. 1) erlassen. Die diesen
Führungskräften nach den §§ 7 Abs. 1, 11 Abs. 1
und 11 a Abs. 1 jeweils zukommenden Aufgaben
dürfen hiedurch nicht beeinträchtigt werden."

11. § 7 Abs. 1 hat zu lauten:
„§ 7. (1) Für jede Krankenanstalt ist ein ge-

eigneter Arzt als verantwortlicher Leiter des
ärztlichen Dienstes und für die mit der ärzt-
lichen Behandlung der Pfleglinge zusammenhän-
genden Aufgaben zu bestellen. Für Genesungs-
heime (§ 2 Abs. 1 Z. 3) und für Pflegeanstalten
für chronisch Kranke (§ 2 Abs. 1 Z. 4) kann die
Landesregierung von der Bestellung eines ärzt-
lichen Leiters Abstand nehmen, wenn die Auf-
sicht durch einen geeigneten Arzt gewährleistet
ist. Das Verfügungsrecht des Rechtsträgers der
Anstalt in wirtschaftlichen Angelegenheiten
bleibt unberührt (§ 11 Abs. 1)."

11 a. Nach § 8 ist folgender § 8 a einzufügen:
„§ 8 a. Für jede Krankenanstalt ist ein fach-

lich geeigneter Arzt zur Wahrung der Belange
der Hygiene (Krankenhaushygieniker) zu be-
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stellen. Er ist auch bei allen Planungen für Neu-,
Zu- und Umbauten der Krankenanstalten zuzu-
ziehen."

12. Vor § 10 hat die Überschrift zu lauten:

„Führung von Krankengeschichten und son-
stigen Vormerkungen"

13. Im § 10 Abs. 1 Z. 2 ist das Wort „Krank-
heitsgeschichten" durch das Wort „Krankenge-
schichten" zu ersetzen.

14. § 10 Abs. 1 Z. 3 und 4 haben zu lauten:

„3. die Krankengeschichten mindestens 30 Jahre,
allenfalls in Form von Mikrofilmen in dop-
pelter Ausfertigung, aufzubewahren;

4. den Gerichten sowie den Verwaltungsbe-
hörden in Angelegenheiten, in denen die
Feststellung des Gesundheitszustandes für
eine Entscheidung oder Verfügung im öffent-
lichen Interesse von Bedeutung ist, ferner
den Sozialversicherungsträgern sowie den
einweisenden oder behandelnden Ärzten
kostenlos Abschriften von Krankengeschich-
ten und ärztlichen Äußerungen über den
Gesundheitszustand von Anstaltspfleglingen
zu übermitteln;"

Die bisherige Z. 4 ist als Z. 5 zu bezeichnen.

15. § 11 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 11. (1) Für jede Krankenanstalt sind eine
hiefür geeignete Person als verantwortlicher
Leiter der wirtschaftlichen, administrativen und
technischen Angelegenheiten und das erforder-
liche Verwaltungspersonal zu bestellen. Für die
Ausbildung und Weiterbildung der in der Kran-
kenanstaltenverwaltung und -leitung tätigen Per-
sonen ist Vorsorge zu treffen."

15 a. § 11 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Durch die Landesgesetzgebung sind Vor-
schriften über die Verwaltung und Wirtschafts-
führung der Krankenanstalten, insbesondere
über eine der Kostenermittlung und Kosten-
stellenrechnung zweckdienliche Form der Buch-
führung, zu erlassen. Krankenanstalten der in
Abs. 2 erwähnten Art müssen jedenfalls alljähr-
lich Voranschläge, Rechnungsabschlüsse und
Dienstpostenpläne verfassen und der Landes-
regierung zur Genehmigung vorlegen."

16. § 11 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Der Abschluß von Verträgen nach § 148
Z. 7 ASVG bedarf, soweit sich die Verträge auf
Krankenanstalten beziehen, deren Rechtsträger
nicht das Land ist, zu seiner Rechtswirksamkeit
der Genehmigung der Landesregierung."

17. Dem § 11 ist folgender Abs. 5 anzufügen:

„(5) Die Verträge sind innerhalb einer von der
Landesgesetzgebung festzusetzenden Frist der
Landesregierung vorzulegen; zur Vorlage ist
jeder der Vertragspartner berechtigt. Die Geneh-
migung nach Abs. 4 gilt als erteilt, wenn die
Landesregierung nicht innerhalb einer durch die
Landesgesetzgebung festzusetzenden Frist, die
zwei Monate nicht übersteigen darf, die Genehmi-
gung schriftlich versagt."

18. Nach § 11 ist folgender § 11 a einzufügen:

„Pflegedienst

§ 11 a. (1) Für jede Krankenanstalt mit betten-
führenden Abteilungen ist eine geeignete diplo-
mierte Krankenpflegeperson als verantwortlicher
Leiter (Oberin) des Pflegedienstes zu bestellen.
Bei Verhinderung des verantwortlichen Leiters
(der Oberin) muß dieser (diese) von einer ge-
eigneten diplomierten Krankenpflegeperson ver-
treten werden.

(2) Für die Fortbildung des Krankenpflege-
personals ist anstaltsmäßig Vorsorge zu treffen."

19. § 16 Abs. 1 lit. e hat zu lauten:

„e) das Entgelt für die Leistungen der Kran-
kenanstalt (Pflegegebühren) für alle Pfleg-
linge derselben Gebührenklasse, allenfalls
unter Bedachtnahme auf eine Gliederung
in Abteilungen oder Pflegegruppen für
Akutkranke und für Langzeitbehandlung
(§ 6 Abs. 1 lit. a) und auf Tag- oder Nacht-
betrieb (§ 6 Abs. 1 lit. b) in gleicher Höhe
(§ 28) festgesetzt ist;"

20. § 16 Abs. 1 lit. g hat zu lauten:

„g) die Zahl der für die Sonderklasse bestimm-
ten Betten ein Viertel der für die Anstalts-
pflege bereitstehenden Bettenzahl nicht
übersteigt."

21. § 16 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Durch die Landesgesetzgebung wird be-
stimmt, unter welchen Voraussetzungen neben
der allgemeinen Gebührenklasse eine Sonder-
klasse eingerichtet werden darf und unter wel-
chen Bedingungen ein Pflegling in die Sonder-
klasse aufzunehmen ist."

22. Der bisherige Abs. 3 des § 16 hat zu ent-
fallen.

23. § 18 hat zu lauten:

„§ 18. (1) Jedes Land ist verpflichtet, Kranken-
anstaltspflege für anstaltsbedürftige Personen
(§ 22 Abs. 3) im eigenen Land entweder durch
Errichtung und Betrieb öffentlicher Kranken-
anstalten oder durch Vereinbarung mit Rechts-
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trägern anderer Krankenanstalten sicherzustellen.
Für Personen, die im Grenzgebiet zweier oder
mehrerer Länder wohnen, kann die Anstalts-
pflege auch dadurch sichergestellt werden, daß
diese Personen im Falle der Anstaltsbedürftigkeit
in Krankenanstalten eines benachbarten Landes
eingewiesen werden.

(2) Je nach den örtlichen Verhältnissen ist für
50.000 bis 90.000 Bewohner eine Standardkran-
kenanstalt und für 250.000 bis 300.000 Bewohner
eine Schwerpunktkrankenanstalt einzurichten; in
jedem Land, dessen Einwohnerzahl eine Million
übersteigt, soll ferner eine Zentralkrankenanstalt
eingerichtet werden. Die Landesgesetzgebung
kann bestimmen, daß bei Vorliegen besonderer
topographischer oder verkehrsmäßiger Verhält-
nisse diese Zahlen sowohl unter- als auch über-
schritten werden dürfen, jedoch ist in jedem Land
mindestens eine Schwerpunktkrankenanstalt ein-
zurichten.

(3) Durch die Landesgesetzgebung ist sicher-
zustellen, daß für anstaltsbedürftige Personen
(§ 22 Abs. 3), insbesondere für unabweisbare
Kranke (§ 22 Abs. 4), eine zureichende Zahl an
Betten der allgemeinen Gebührenklasse vorhan-
den ist.

(4) Zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen
Krankenanstaltspflege kann die Landesgesetz-
gebung für die Errichtung und den Ausbau
öffentlicher Krankenanstalten die Enteignung
von Grundstücken und anderer dinglicher Rechte,
ausgenommen solcher des Bundes, vorsehen."

24. § 20 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Der Arzneimittelvorrat ist hinsichtlich der
vorschriftsmäßigen Aufbewahrung und Beschaf-
fenheit der einzelnen Arzneimittel vom Amts-
arzt der Bezirksverwaltungsbehörde, allenfalls,
soweit nicht die Gebietskörperschaften als An-
staltsträger über eigene Fachkräfte verfügen,
unter Beiziehung eines Fachbeamten der Bundes-
anstalt für chemische und pharmazeutische Unter-
suchungen in Wien, mindestens einmal in zwei
Jahren zu überprüfen.

(3) Die Rechtsträger öffentlicher Kranken-
anstalten haben, wenn sie keine Anstaltsapotheke
betreiben, die Arzneimittel aus inländischen
Apotheken (§§1 und 35 des Apothekengesetzes,
RGBl. Nr. 5/1907) zu beziehen."

25. Dem § 20 sind folgende Abs. 4 und 5
anzufügen:

„(4) Öffentliche Krankenanstalten, die keine
Anstaltsapotheke betreiben, haben Konsiliar-
apotheker zu bestellen, wenn durch die belie-
fernde Apotheke die Erfüllung der im Abs. 5
genannten Aufgaben nicht gewährleistet ist. Die
Bestellung bedarf der Genehmigung der Landes-
regierung. Zum Konsiliarapotheker darf nur ein

Magister der Pharmazie bestellt werden, der die
Berechtigung zur Ausübung der fachlichen Tätig-
keit im Apothekenbetrieb nach erfolgter prakti-
scher Ausbildung erlangt hat und zumindest im
überwiegenden Ausmaß in einer inländischen
Apotheke tätig ist.

(5) Der Konsiliarapotheker hat den Arznei-
mittelvorrat der Krankenanstalt hinsichtlich der
vorschriftsmäßigen Aufbewahrung und Beschaf-
fenheit der Arzneimittel mindestens einmal
vierteljährlich zu überprüfen und allfällige Män-
gel dem ärztlichen Leiter der Krankenanstalt zu
melden; diesen hat er ferner in allen Arznei-
mittelangelegenheiten fachlich zu beraten und zu
unterstützen."

26. § 22 Abs. 2 bis 5 haben zu lauten:

„(2) Die Aufnahme von Pfleglingen ist auf
anstaltsbedürftige Personen und auf Personen,
die sich einem operativen Eingriff unterziehen,
beschränkt. Bei der Aufnahme ist auf den Zweck
der Krankenanstalt und auf den Umfang der
Anstaltseinrichtungen Bedacht zu nehmen. Unab-
weisbare Kranke müssen in Anstaltspflege ge-
nommen werden.

(3) Als anstaltsbedürftig im Sinne des Abs. 2
gelten Personen, deren auf Grund ärztlicher
Untersuchung festgestellter geistiger oder körper-
licher Zustand die Aufnahme in Krankenanstalts-
pflege erfordert, ferner Personen, die ein Sozial-
versicherungsträger zum Zweck einer Begutach-
tung in Zusammenhang mit einem Verfahren
über die Gewährung von Leistungen in die
Krankenanstalt einweist.

(4) Als unabweisbar im Sinne des Abs. 2 sind
Personen zu betrachten, deren geistiger oder
körperlicher Zustand wegen Lebensgefahr oder
wegen Gefahr einer sonst nicht vermeidbaren
schweren Gesundheitsschädigung sofortige An-
staltsbehandlung erfordert, sowie jedenfalls
Frauen, wenn die Entbindung unmittelbar be-
vorsteht. Ferner sind Personen, die auf Grund
besonderer Vorschriften von einer Behörde ein-
gewiesen werden, als unabweisbar anzusehen.

(5) Ist die Aufnahme eines unabweisbaren
Kranken (Abs. 4) in die allgemeine Gebühren-
klasse wegen Platzmangels nicht möglich, hat
ihn die Krankenanstalt ohne Verrechnung von
Mehrkosten so lange in die Sonderklasse aufzu-
nehmen, bis der Platzmangel in der allgemeinen
Gebührenklasse behoben ist und der Zustand des
Kranken die Verlegung zuläßt."

27. § 26 hat zu lauten:

„§ 26. (1) In öffentlichen Krankenanstalten der
im § 2 Abs. 1 Z. 1 und 2 angeführten Arten sind
Personen, die einer Aufnahme in Anstaltspflege
nicht bedürfen, ambulant zu untersuchen oder
zu behandeln, wenn es
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a) zur Leistung Erster ärztlicher Hilfe,
b) zur Behandlung nach Erster ärztlicher

Hilfe oder in Fortsetzung einer in der
Krankenanstalt erfolgten Pflege, die im
Interesse des Behandelten in derselben
Krankenanstalt durchgeführt werden muß,

c) zur Anwendung von Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden mit solchen Behel-
fen, die außerhalb der Anstalt in angemesse-
ner Entfernung vom Wohnort des Patien-
ten nicht in geeigneter Weise oder nur in
unzureichendem Ausmaß zur Verfügung
stehen,

d) über ärztliche Zuweisung zur Befunderhe-
bung vor Aufnahme in die Anstaltspflege
oder

e) im Zusammenhang mit Organ- oder Blut-
spenden

notwendig ist.

(2) Ferner steht den im Abs. 1 genannten Kran-
kenanstalten das Recht zu, Vorsorgeuntersuchun-
gen ambulant durchzuführen. Die Aufnahme
dieser Tätigkeit ist der Landesregierung anzu-
zeigen."

28. § 27 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Mit den Pflegegebühren der allgemeinen
Gebührenklasse sind, unbeschadet der Bestim-
mungen des Abs. 2, alle Leistungen der Kranken-
anstalt abgegolten.

(2) Die Kosten der Beförderung des Pfleglings
in die Krankenanstalt und aus derselben, die
Beistellung eines Zahnersatzes — sofern diese
nicht mit der in der Krankenanstalt durchge-
führten Behandlung zusammenhängt —, die Bei-
stellung orthopädischer Hilfsmittel (Körper-
ersatzstücke) — soweit sie nicht therapeutische
Behelfe darstellen —, ferner die Kosten der Be-
stattung eines in der Krankenanstalt Verstorbe-
nen sind in den Pflegegebühren nicht inbegriffen."

29. § 27 Abs. 4 lit. a hat zu lauten:

„a) ob und welche weiteren Entgelte in der
Sonderklasse neben den Pflegegebühren ein-
gehoben werden können;"

30. § 27 Abs. 4 lit. d hat zu lauten:

„d) in welchem Ausmaß und in welcher Weise
die Aufteilung der weiteren Entgelte in
der Sonderklasse und der Beiträge für die
ambulatorische Behandlung an die Abtei-
lungsleiter (Instituts- oder Laboratoriums-
vorstände) und an die anderen Ärzte des
ärztlichen Dienstes sowie die Aufteilung
zwischen dem Abteilungsleiter (Instituts-
oder Laboratoriumsvorstand) und seinem
Vertreter zu erfolgen hat;"
Die bisherige lit. d wird zu lit. e.

31. § 28 hat zu lauten:
„§ 28. (1) Die Pflegegebühren und allfälligen.

Sondergebühren (§ 27 Abs. 4) sind vom Rechts-
träger der Krankenanstalt für die Voranschläge
und für die Rechnungsabschlüsse unter Bedacht-
nahme auf § 27 Abs. 3 kostendeckend zu er-
mitteln. Die Pflegegebühren und Sondergebühren
sind von der Landesregierung unter Bedacht-
nahme auf die Ausstattung und Einrichtung, wie
sie durch die Funktion der Krankenanstalt er-
forderlich sind, und die ordnungsgemäße und
wirtschaftliche Gebarung festzusetzen und im
Landesgesetzblatt kundzumachen. In diese Kund-
machung sind auch die kostendeckend ermittel-
ten Pflegegebühren und Sondergebühren aufzu-
nehmen.

(2) Bei mehreren in ihrer Ausstattung, Ein-
richtung und Funktion gleichartigen öffentlichen
Krankenanstalten im Bereich einer Gemeinde
sind die Pflegegebühren und allfälligen Sonder-
gebühren einheitlich für diese Anstalten festzu-
setzen.

(3) Die Pflegegebühren und allfälligen Sonder-
gebühren einer öffentlichen Krankenanstalt, die
nicht von einer Gebietskörperschaft verwaltet
wird, dürfen nicht niedriger sein als die Pflege-
(Sonder)gebühren der nächstgelegenen von einer
Gebietskörperschaft betriebenen öffentlichen
Krankenanstalt mit gleichartigen oder annähernd
gleichwertigen Einrichtungen, wie sie durch die
Funktion dieser Krankenanstalt erforderlich sind.
Die Feststellung der Gleichartigkeit oder an-
nähernden Gleichwertigkeit obliegt der Landes-
regierung.

(4) Das Ausmaß der von den Trägern der
Sozialversicherung an die Rechtsträger der Kran-
kenanstalten zu entrichtenden Pflegegebühren
— unter Berücksichtigung der Abgeltung für
therapeutische Behelfe — und allfälligen Sonder-
gebühren (§ 27 Abs. 4) sowie die Dauer, für
welche die Pflegegebühren zu zahlen sind, wird,
abgesehen von den Fällen des Abs. 6, ausschließ-
lich durch privatrechtliche Verträge geregelt.
Solche Verträge sind zwischen dem Hauptver-
band der österreichischen Sozialversicherungs-
träger im Einvernehmen mit den in Betracht
kommenden Krankenversicherungsträgern einer-
seits und dem Rechtsträger der Krankenanstalt
andererseits abzuschließen. Die Verträge bedürfen
zu ihrer Rechtswirksamkeit der schriftlichen
Form der Abfassung.

(5) Über Streitigkeiten, die sich zwischen dem
Rechtsträger einer Krankenanstalt einerseits und
einem Krankenversicherungsträger oder dem
Hauptverband der österreichischen Sozialver-
sicherungsträger andererseits aus einem gemäß
Abs. 4 geschlossenen Vertrag ergeben, entscheidet
die Schiedskommission (§ 28 a). Der Antrag auf
Entscheidung kann von jedem der Streitteile
gestellt werden.
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(6) Wenn innerhalb von zwei Monaten nach
der Aufkündigung eines Vertrages ein neuer
Vertrag zwischen dem Rechtsträger der Kranken-
anstalt und dem Hauptverband der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger nicht zustande-
kommt, entscheidet die Schiedskommission
(§ 28 a) auf Antrag mit Wirksamkeit ab der
ansonsten bewirkten Vertragsauflösung über die
gemäß Abs. 4 zu regelnden Angelegenheiten. Das
gleiche gilt für den Fall, daß der Rechtsträger der
Krankenanstalt oder der Hauptverband zum
Abschluß eines Vertrages aufgefordert hat, je-
doch innerhalb von zwei Monaten ein solcher
Vertrag nicht zustandegekommen ist. Der Antrag
auf Entscheidung kann vom Rechtsträger der
Krankenanstalt, von der Landesregierung oder
vom Hauptverband der österreichischen Sozial-
versicherungsträger gestellt werden.

(7) Wenn ein Antrag nach Abs. 6 vor dem
Zeitpunkt gestellt wird, zu dem der Vertrag
aufgelöst würde, bleibt der Vertrag bis zur
rechtskräftigen Entscheidung vorläufig in Kraft.

(8) Bei der Festsetzung der Höhe der Pflege-
gebührenersätze nach Abs. 6 ist insbesondere auf
die durch den Betrieb der Anstalt entstehenden
Kosten, soweit sie bei der Ermittlung der Pflege-
gebühren zugrunde gelegt werden dürfen, sowie
auf die finanzielle Leistungsfähigkeit des Trägers
der Krankenanstalt und der Krankenversiche-
rungsträger Bedacht zu nehmen."

32. Nach § 28 ist folgender § 28 a einzufügen:

„Schiedskommission

§ 28 a. (1) Zur Schlichtung und Entscheidung
von Streitigkeiten gemäß § 28 Abs. 5 sowie zur
Entscheidung gemäß § 28 Abs. 6 ist in jedem
Land eine Schiedskommission zu errichten.

(2) Die Schiedskommission besteht aus einem
Richter des Oberlandesgerichtes, zu dessen Spren-
gel das Land gehört, als Vorsitzenden und vier
Beisitzern. Der Vorsitzende ist von der Landes-
regierung auf Grund eines vom Bundesminister
für Justiz erstatteten alphabetisch gereihten
Dreiervorschlages zu bestellen. Von den Bei-
sitzern ist einer von der Landesregierung und
einer vom Hauptverband der Österreichischen
Sozialversicherungsträger zu bestellen. Ein wei-
terer Beisitzer ist von der Landesregierung über
Vorschlag des Bundesministers für Finanzen aus
dem Kreise der rechtskundigen Beamten des
Bundesministeriums für Finanzen und ein wei-
terer über Vorschlag des Bundesministers für
soziale Verwaltung aus dem Kreise der rechts-
kundigen Beamten des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung zu bestellen. Für jedes Mit-
glied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu
bestellen.

(3) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der
Schiedskommission sind in Ausübung ihres Amtes
unabhängig und an keine Weisungen gebunden.
Sie erhalten für ihre Tätigkeit eine Entschädigung;
das Nähere wird durch die Landesgesetzgebung
geregelt.

(4) Auf das Verfahren sind die Bestimmungen
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950 anzuwenden.

(5) Die Beschlüsse der Schiedskommission wer-
den mit Stimmenmehrheit gefaßt; eine Stimm-
enthaltung ist nicht zulässig. Die Geschäftsord-
nung der Schiedskommission ist durch die Landes-
gesetzgebung zu erlassen.

(6) Die Entscheidungen der Schiedskommission
nach § 28 Abs. 5 und 6 sind endgültig, sie unter-
liegen weder der Aufhebung noch der Abände-
rung im Verwaltungsweg."

32 a. Nach § 28 a ist folgender § 28 b einzu-
fügen:

„§ 28 b. (1) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder)
der Schiedskommission sind für eine Amtsdauer
von drei Jahren zu bestellen. Eine Wiederbestel-
lung ist zulässig.

(2) Das Amt als Mitglied (Ersatzmitglied) endet
nur mit dem Ablauf der Amtsdauer, dem Weg-
fall von für die Bestellung erforderlichen Vor-
aussetzungen, der rechtskräftigen Verhängung
einer Disziplinarstrafe und dem Übertritt in
den dauernden Ruhestand.

(3) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) kann aus
wichtigen gesundheitlichen oder beruflichen Grün-
den, durch die eine ordnungsgemäße Ausübung
des Amtes nicht gewährleistet erscheint, über
eigenes Ansuchen vom Amte enthoben werden.

(4) Wird ein als Mitglied (Ersatzmitglied) be-
stellter Beamter mit einem Beschluß der zustän-
digen Disziplinarkommission vom Dienste suspen-
diert, so ruht sein Amt für die Dauer der Suspen-
dierung."

33. Im § 40 Abs. 1 lit. a sind die Worte „unbe-
mittelte und unabweisbare Kranke" durch das
Wort „Personen" zu ersetzen.

34. 1. § 40 Abs. 1 lit. b hat zu entfallen; die
bisherige lit. c ist als lit. b zu bezeichnen.

2. Die lit. c und d haben zu lauten:
„c) Die §§ 16, 23 Abs. 1, 26, 27, 32 und 35

Abs. 3; § 28 Abs. 3 findet nur für gemein-
nützige Krankenanstalten (§ 16) Anwen-
dung.

d) Der § 20 mit der Maßgabe, daß Kranken-
anstalten, deren Betrieb die Erzielung eines
Gewinnes bezweckt, die Arzneimittel aus
einer inländischen öffentlichen Apotheke
zu beziehen haben."
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35. Im § 46 Abs. 1 sind die Worte „höchsten
Pflegeklasse" durch das Wort „Sonderklasse" zu
ersetzen.

36. Im § 55 Z. 3 ist das Wort „niedrigsten"
durch das Wort „allgemeinen" zu ersetzen.

37. Im § 57 ist das Wort „niedrigsten" durch
das Wort „allgemeinen" zu ersetzen.

38. Im § 59 Abs. 1 ist das Wort „niedrigsten"
durch das Wort „allgemeinen" zu ersetzen.

39. Nach § 59 ist folgender § 59 a einzufügen:

„§ 59 a. Die Gewährung von Zweckzuschüssen
nach den §§ 57 bis 59 ist an die Bedingung
gebunden, daß die Krankenanstalten ein Buch-
führungssystem anwenden, das eine Kostener-
mittlung und eine Kostenstellenrechnung ermög-
licht. Eine bundeseinheitliche Form dieses Buch-
führungssystems ist durch Verordnung des Bun-
desministers für Gesundheit und Umweltschutz
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen festzulegen."

Artikel II

R e g e l u n g d e r Z w e c k z u s c h ü s s e
d e s B u n d e s i n d e n J a h r e n 1974

u n d 1975

1. Zu dem sich durch die Betriebs- und Erhal-
tungskosten gegenüber den Einnahmen ergeben-
den Betriebsabgang der im § 57 genannten Kran-
kenanstalten leistet der Bund einen Zweck-
zuschuß, dessen Höhe pro Verpflegstag im
Jahre 1974 12•8 v. H. und im Jahre 1975
14•9 v. H. der für die betreffenden Kranken-
anstalten amtlich festgesetzten Pflegegebühr der
allgemeinen Gebührenklasse, höchstens jedoch
im Jahre 1974 24 v. H. und im Jahre 1975
28 v. H. des gesamten Betriebsabganges beträgt.

2. Zu dem sich durch die Betriebs- und Erhal-
tungskosten gegenüber den Einnahmen ergeben-
den Betriebsabgang der im § 59 genannten Kran-
kenanstalten leistet der Bund auf Antrag des
Rechtsträgers einen Zweckzuschuß, dessen Höhe
pro Verpflegstag im Jahre 1974 6•4 v. H. und
im Jahre 1975 7•45 v. H. der für die Kranken-
anstalten amtlich festgesetzten Pflegegebühr der
allgemeinen Gebührenklasse, höchstens jedoch
im Jahre 1974 12•8 v. H. und im Jahre 1975
14•9 v. H. des gesamten Betriebsabganges betra-
gen darf.

Artikel III

S c h l u ß - u n d Ü b e r g a n g s -
b e s t i m m u n g e n

(1) Art. I tritt gegenüber den Ländern für die
Ausführungsgesetzgebung mit dem Tage der
Kundmachung, im übrigen in jedem Land gleich-
zeitig mit dem in dem betreffenden Land erlas-
senen Ausführungsgesetz in Kraft.

(2) Die Ausführungsgesetze der Länder sind
innerhalb von sechs Monaten, vom Tage der
Kundmachung dieses Bundesgesetzes an gerechnet,
zu erlassen.

(3) Die Landesgesetzgebung kann für das In-
krafttreten ihrer Ausführungsgesetze eine Frist
bis längstens 1. Jänner 1975, hinsichtlich der
Ausführungsbestimmungen zu Art. I Z. 7 bis
längstens 1. Jänner 1978 festsetzen.

(4) Art. II tritt mit 1. Jänner 1974 in Kraft
und verliert mit 31. Dezember 1975 seine Wirk-
samkeit.

(5) Mit der Wahrnehmung der Rechte des
Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 B-VG hinsichtlich
der im Art. I Z. 1 bis 34 dieses Bundesgesetzes
enthaltenen Angelegenheiten ist der Bundes-
minister für Gesundheit und Umweltschutz im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
soziale Verwaltung betraut.

(6) Mit der Vollziehung der Bestimmungen

a) des Art. I Z. 35 und 36 ist, soweit durch sie
Angelegenheiten der Universitätskliniken
geregelt werden, der Bundesminister für
Wissenschaft und Forschung im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Fi-
nanzen und, soweit hiedurch Angelegen-
heiten der Bundes-Hebammenlehranstalten
geregelt werden, der Bundesminister für
Gesundheit und Umweltschutz im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Fi-
nanzen,

b) des Art. I Z. 37, 38 und 39 und des
Art. II der Bundesminister für Gesundheit
und Umweltschutz im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen

betraut.
Kreisky

Häuser Leodolter Firnberg Androsch

2 8 2 . Bundesgesetz vom 3. Mai 1974, mit
dem polizeiliche Bestimmungen über pyro-
technische Gegenstände und das Böllerschießen
getroffen werden (Pyrotechnikgesetz 1974)

Der Nationalrat hat beschlossen:

E r s t e r A b s c h n i t t

PYROTECHNISCHE GEGENSTÄNDE

Begriffsbestimmung

§ 1. Pyrotechnische Gegenstände im Sinne die-
ses Bundesgesetzes sind Unterhaltungs- oder tech-
nischen Zwecken dienende Erzeugnisse, die Sätze
(Stoffe oder Stoffgemenge) enthalten, bei deren
willkürlich ausgelöster chemischer Zustandsände-
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rung bestimmte Bewegungs-, Licht-, Knall-,
Rauch-, Nebel-, Druck- oder Reizwirkungen her-
vorgerufen werden sollen.

Z w e i t e r A b s c h n i t t

PYROTECHNISCHE GEGENSTÄNDE FÜR
UNTERHALTUNGSZWECKE

Klasseneinteilung

§ 2. Die pyrotechnischen Gegenstände für
Unterhaltungszwecke werden entsprechend ihrer
Art und Wirkung eingeteilt in:

Klasse I: Feuerwerksscherzartikel, Feuer-
werksspielwaren,

Klasse II: Kleinfeuerwerk,
Klasse III: Mittelfeuerwerk,
Klasse IV: Großfeuerwerk.

Feuerwerksscherzartikel, Feuerwerksspielwaren

§ 3. (1) Zur Klasse I gehören pyrotechnische
Gegenstände mit einem Gesamtsatzgewicht (An-
feuerungs-, Treib- und Effektsatz) von nicht mehr
als 3 g.

(2) Einfuhr, Überlassung, Besitz und Verwen-
dung von pyrotechnischen Gegenständen der
Klasse I, die einen Pfeifsatz oder die als Knall-
satz mehr als

a) 0•5 g Nitrozellulose (in Form von Kollo-
diumwolle oder Kollodiumwatte) oder

b) 2•5 mg Knallsilber (Silber-Fulminat) oder

c) 7•5 mg Phosphor-Chlorat-Gemenge

oder andere als die unter a) bis c) angeführten
Knallsätze enthalten, sind verboten.

(3) Einfuhr, Überlassung, Besitz und Verwen-
dung von pyrotechnischen Gegenständen der
Klasse I unterliegen, sofern sie nicht unter die
Verbote des Abs. 2 oder des vierten Abschnittes
fallen, keiner Beschränkung.

Kleinfeuerwerk

§ 4. (1) Zur Klasse II gehören pyrotechnische
Gegenstände mit einem Gesamtsatzgewicht (An-
feuerungs-, Treib- und Effektsatz) von mehr als
3 g bis 50 g.

(2) Einfuhr, Überlassung, Besitz und Verwen-
dung von pyrotechnischen Gegenständen der
Klasse II, die einen Metallknallsatz von mehr
als 0•4 g oder einen Knallsatz von mehr als 7 g
Schwarzpulver enthalten, sind verboten.

(3) Pyrotechnische Gegenstände der Klasse II
dürfen Personen unter 18 Jahren nicht überlas-
sen und von diesen weder besessen noch verwen-
det werden.

(4) Die Verwendung von pyrotechnischen
Gegenständen der Klasse II im Ortsgebiet ist
verboten. Der Bürgermeister kann jedoch mit

Verordnung bestimmte Teile des Ortsgebietes
von diesem Verbot ausnehmen, sofern nach Maß-
gabe der örtlichen Gegebenheiten durch die Ver-
wendung von pyrotechnischen Gegenständen der
Klasse II Sicherheitsgefährdungen und unzumut-
bare Lärmbelästigungen nicht zu besorgen sind.

(5) Pyrotechnische Gegenstände der Klasse II
dürfen in geschlossenen Räumen nicht verwendet
werden.

Mittelfeuerwerk

§ 5. (1) Zur Klasse III gehören pyrotechnische
Gegenstände mit einem Gesamtsatzgewicht (An-
feuerungs-, Treib- und Effektsatz) von mehr als
50 g bis 250 g.

(2) Besitz und Verwendung von pyrotechni-
schen Gegenständen der Klasse III sind nur auf
Grund einer besonderen Bewilligung zulässig;
diese Gegenstände dürfen nur dem Inhaber einer
solchen Bewilligung überlassen werden. Als Be-
willigung im Sinne dieser Bestimmung gilt auch
eine Bewilligung nach § 6 Abs. 2.

(3) Auf Grund einer Bewilligung nach Abs. 2
dürfen auch zulässige pyrotechnische Gegenstände
der Klasse II verwendet werden.

(4) Die Bewilligung nach Abs. 2 ist auf Antrag
Personen zu erteilen, die

a)* das 18. Lebensjahr vollendet haben und
b) die Annahme rechtfertigen, daß sie pyro-

technische Gegenstände nicht mißbräuchlich
oder leichtfertig verwenden werden, mit
solchen vorsichtig und sachgemäß umgehen
und diese bis zu ihrer Verwendung sorg-
fältig verwahren werden,

sofern unter Bedachtnahme auf Ort und Zeit
der beabsichtigten Verwendung der pyrotechni-
schen Gegenstände gewährleistet ist, daß Sicher-
heitsgefährdungen und unzumutbare Lärmbelä-
stigungen vermieden werden.

(5) Die Behörde hat Ort und Zeit der Ver-
wendung der pyrotechnischen Gegenstände im
Bewilligungsbescheid anzuführen und mit diesem
die zur Vermeidung von Sicherheitsgefährdungen
erforderlichen Anordnungen (z. B. Art der Lage-
rung vor der Verwendung, Beförderung, Vor-
schreibung von Sicherheitsabständen, Behandlung
von Versagern) zu treffen.

(6) Einfuhr, Überlassung, Besitz und Verwen-
dung von pyrotechnischen Gegenständen der
Klasse III mit einer Steighöhe von mehr als
100 m sind verboten.

Großfeuerwerk

§ 6. (1) Zur Klasse IV gehören pyrotechnische
Gegenstände mit einem Gesamtsatzgewicht (An-
feuerungs-, Treib- und Effektsatz) von mehr als
250 g.



84. Stück — Ausgegeben am 28. Mai 1974 — Nr. 282 1447

(2) Besitz und Verwendung von pyrotechni-
schen Gegenständen der Klasse IV sind nur auf
Grund einer besonderen Bewilligung zulässig;
diese Gegenstände dürfen nur dem Inhaber einer
solchen Bewilligung überlassen werden.

(3) Auf Grund einer Bewilligung nach Abs. 2
dürfen auch zulässige pyrotechnische Gegenstände
der Klassen II und III verwendet werden.

(4) Die Bewilligung nach Abs. 2 ist auf Antrag
Personen zu erteilen, die

a) das 18. Lebensjahr vollendet haben,
b) die Annahme rechtfertigen, daß sie pyro-

technische Gegenstände nicht mißbräuchlich
oder leichtfertig verwenden werden, und

c) nachweisen, daß sie über entsprechende
Fachkenntnisse auf dem Gebiete der Pyro-
technik verfügen,

sofern unter Bedachtnahme auf Ort und Zeit
der beabsichtigten Verwendung der pyrotechni-
schen Gegenstände gewährleistet ist, daß Sicher-
heitsgefährdungen und unzumutbare Lärmbelä-
stigungen vermieden werden.

(5) Als Nachweis der Fachkenntnisse im Sinne
des Abs. 4 lit. c gilt insbesondere die Vorlage
einer Urkunde über die Berechtigung zur
Erzeugung pyrotechnischer Gegenstände oder
einer Bescheinigung einer Sicherheitsbehörde
darüber, daß festgestellt wurde, daß die be-
treffende Person die notwendigen Fachkenntnisse
für das Abbrennen eines Großfeuerwerkes be-
sitzt.

(6) Die Behörde hat Ort und Zeit der Ver-
wendung der pyrotechnischen Gegenstände im
Bewilligungsbescheid anzuführen und mit diesem
die zur Vermeidung von Sicherheitsgefährdungen
erforderlichen Anordnungen (z. B. Art der Lage-
rung vor der Verwendung, Beförderung, Vor-
schreibung von Sicherheitsabständen, Behandlung
von Versagern) zu treffen.

(7) Einfuhr, Überlassung, Besitz und Verwen-
dung von pyrotechnischen Gegenständen der
Klasse IV mit einer Steighöhe von mehr als
200 m sind verboten.

Lose pyrotechnische Sätze

§ 7. (1) Lose pyrotechnische Sätze dürfen unge-
achtet ihres Gewichtes nur Personen, die zum
Besitz von pyrotechnischen Gegenständen der
Klassen III oder IV berechtigt sind, überlassen
und nur von solchen besessen und verwendet
werden.

(2) Die Beschränkungen nach Abs. 1 gelten
nicht für Bengalfeuer und Schellackfeuer sowie
für solche losen pyrotechnischen Sätze, die zum
Pflanzenschutz oder zur Schädlingsbekämpfung
in der Land- und Forstwirtschaft bestimmt sind;

sie dürfen jedoch Personen unter 15 Jahren
nicht überlassen und von diesen weder besessen
noch verwendet werden.

D r i t t e r A b s c h n i t t

PYROTECHNISCHE GEGENSTÄNDE FÜR
TECHNISCHE ZWECKE

Reiz-, rauch- oder nebelerzeugende pyro-
technische Gegenstände

§ 8. (1) Einfuhr, Überlassung, Besitz und Ver-
wendung von reizerzeugenden pyrotechnischen
Gegenständen sind verboten.

(2) Von den Verboten des Abs. 1 sind jene
reizerzeugenden pyrotechnischen Gegenstände
ausgenommen, die zum Pflanzenschutz oder
zur Schädlingsbekämpfung in der Land- und
Forstwirtschaft bestimmt sind; sie dürfen jedoch
Personen unter 15 Jahren nicht überlassen
und von diesen weder besessen noch verwendet
werden.

(3) Rauch- oder nebelerzeugende pyro-
technische Gegenstände dürfen Personen unter
15 Jahren nicht überlassen und von diesen weder
besessen noch verwendet werden.

Pyrotechnische Signalmittel
§ 9. Pyrotechnische Signalmittel dürfen Per-

sonen unter 15 Jahren nicht überlassen und von
diesen weder besessen noch verwendet werden.

Böllerpatronen
§ 10. (1) Böllerpatronen dürfen Personen unter

18 Jahren nicht überlassen und von diesen nicht
besessen werden.

(2) Für die Verwendung von Böllerpatronen
gelten die Bestimmungen des siebenten Abschnit-
tes.

Hagelabwehrraketen
§ 11. (1) Die Einfuhr von Hagelabwehrraketen

ist nur Personen erlaubt, die nach den gewerbe-
rechtlichen Vorschriften zur Erzeugung von pyro-
technischen Gegenständen befugt sind.

(2) Besitz und Verwendung von Hagelabwehr-
raketen sind nur auf Grund einer besonderen
Bewilligung zulässig; Hagelabwehrraketen dürfen
nur dem Inhaber einer solchen Bewilligung über-
lassen werden.

(3) Die Bewilligung nach Abs. 2 ist auf Antrag
Personen zu erteilen, die

a) das 18. Lebensjahr vollendet haben,
b) die Annahme rechtfertigen, daß sie Hagel-

abwehrraketen nicht mißbräuchlich oder
leichtfertig verwenden werden, mit solchen
vorsichtig und sachgemäß umgehen und
diese bis zu ihrer Verwendung sorgfältig
verwahren werden, und

c) einen Bedarf an Hagelabwehrraketen nach-
weisen,
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sofern unter Bedachtnahme auf den Ort der
beabsichtigten Verwendung der Hagelabwehr-
raketen gewährleistet ist, daß Sicherheitsgefähr-
dungen vermieden werden.

(4) Die Behörde hat den Ort (das Gebiet)
der Verwendung der Hagelabwehrraketen im
Bewilligungsbescheid anzuführen und mit diesem
die zur Vermeidung von Sicherheitsgefährdungen
erforderlichen Anordnungen (z. B. Art der Lage-
rung vor der Verwendung, Beförderung, Vor-
schreibung von Sicherheitsabständen, Verwen-
dung, Behandlung von Versagern) zu treffen.

(5) Sofern die Beschaffung und Verteilung von
Hagelabwehrraketen durch Hagelabwehrorgani-
sationen (z. B. Hagelabwehrgenossenschaften,
Hagelabwehrvereine) erfolgt, bedarf es zur
Überlassung von Hagelabwehrraketen an diese
und zum Besitz derselben durch diese keiner
Bewilligung nach Abs. 2.

(6) Einfuhr, Überlassung, Besitz und Verwen-
dung von Hagelabwehrraketen mit einer Steig-
höhe von mehr als 1500 m sind verboten.

Knallraketen und Knallpatronen zur Starenab-
wehr

§ 12. (1) Besitz und Verwendung von Knall-
raketen und Knallpatronen zur Starenabwehr
sind nur auf Grund einer besonderen Bewilli-
gung zulässig; diese Gegenstände dürfen nur dem
Inhaber einer solchen Bewilligung überlassen wer-
den.

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist auf Antrag
Personen zu erteilen, die

a) das 18. Lebensjahr vollendet haben,
b) die Annahme rechtfertigen, daß sie Knall-

raketen und Knallpatronen zur Starenab-
wehr nicht mißbräuchlich oder leichtfertig
verwenden werden, mit solchen vorsichtig
und sachgemäß umgehen und diese bis zu
ihrer Verwendung sorgfältig verwahren
werden, und

c) einen Bedarf an Knallraketen und Knall-
patronen zur Starenabwehr nachweisen.

(3) Einfuhr, Überlassung, Besitz und Verwen-
dung von Knallraketen zur Starenabwehr mit
einer Steighöhe von mehr als 100 m sind ver-
boten.

Gültigkeitsdauer der Bewilligungen
§ 13. Bewilligungen gemäß § 11 Abs. 2 oder

§ 12 Abs. 1 sind für die Dauer von zehn Jahren
zu erteilen.

V i e r t e r A b s c h n i t t

SONSTIGE VERBOTE
Nichtgewerbsmäßige Herstellung

§ 14. Die nichtgewerbsmäßige Herstellung von
pyrotechnischen Gegenständen und losen pyro-
technischen Sätzen ist verboten; ausgenommen

von diesem Verbot ist die Herstellung von pyro-
technischen Gegenständen und losen pyrotechni-
schen Sätzen zu Lehr- und Forschungszwecken.

Gemeinsame Zündung

§ 15. Pyrotechnische Gegenstände der Klassen I
und II dürfen nicht anders als einzeln gezündet
werden; dieses Verbot gilt nicht hinsichtlich pyro-
technischer Gegenstände der Klasse II, die auf
Grund einer Bewilligung nach § 5 Abs. 2 ver-
wendet werden.

Widmungswidrige Verwendung

§ 16. Die widmungswidrige Verwendung von
pyrotechnischen Gegenständen und losen pyro-
technischen Sätzen ist verboten.

Verwendung unter besonderen Umständen

§ 17. Die Verwendung pyrotechnischer Gegen-
stände in unmittelbarer Nähe von Kirchen und
Gotteshäusern sowie von Krankenanstalten, Kin-
der-, Alters- und Erholungsheimen ist verboten.
Pyrotechnische Gegenstände der Klasse II dürfen
überdies innerhalb bzw. in unmittelbarer Nähe
größerer Menschenansammlungen nicht verwen-
det werden.

Knallkorke und Stinkbomben

§ 18. Einfuhr, Überlassung, Besitz und Ver-
wendung von Knallkorken und Stinkbomben sind
verboten.

F ü n f t e r A b s c h n i t t

KONTROLLE DER ÜBERLASSUNG, DES ER-
WERBES UND DER VERWENDUNG VON

PYROTECHNISCHEN GEGENSTÄNDEN;
KENNZEICHNUNG; GEBRAUCHSANWEI-

SUNG

§ 19. Der Bescheid, mit dem eine Bewilligung
gemäß § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 2, § 11 Abs. 2 oder
§ 12 Abs. 1 erteilt wurde, ist beim Erwerb pyro-
technischer Gegenstände, auf die er lautet, dem-
jenigen, der solche Gegenstände überläßt, vorzu-
weisen und von diesem mit seinem Namen, seiner
Anschrift und dem Datum der Überlassung zu
versehen. Der Erwerber hat diesen Bescheid bei
der Verwendung der pyrotechnischen Gegenstände
Sicherheitsorganen über deren Verlangen vorzu-
weisen.

Kennzeichnung

§ 20. (1) Pyrotechnische Gegenstände der Klas-
sen I bis IV dürfen nur überlassen werden, wenn
darauf die Bezeichnung, die Klassenzugehörigkeit
sowie allfällige Abgabebeschränkungen an Jugend-
liche in deutscher Sprache ersichtlich gemacht sind.

(2) Lose pyrotechnische Sätze und pyrotech-
nische Gegenstände für technische Zwecke dürfen
nur überlassen werden, wenn darauf die Bezeich-
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nung des betreffenden Artikels in deutscher
Sprache ersichtlich gemacht ist.

(3) Ist die Anbringung der nach den Abs. 1
und 2 vorgeschriebenen Angaben auf dem ein-
zelnen Artikel nicht möglich, so sind sie auf
der kleinsten Verpackungseinheit anzubringen.

Gebrauchsanweisung

§ 21. Pyrotechnische Gegenstände und lose
pyrotechnische Sätze dürfen nur mit einer in
deutscher Sprache verfaßten Gebrauchsanweisung
überlassen werden. Bei pyrotechnischen Gegen-
ständen der Klasse II ist die Gebrauchsanweisung
auf dem Gegenstand selbst anzubringen.

S e c h s t e r A b s c h n i t t

AUSNAHMEBESTIMMUNGEN

§ 22. (1) Die Bestimmungen des zweiten, drit-
ten und vierten Abschnittes finden keine An-
wendung auf Organe von Gebietskörperschaften
und von Feuerwehren, soweit sie sich in Aus-
übung ihres Amtes oder Dienstes mit solchen
Gegenständen zu befassen haben.

(2) Auf das Bundesheer finden überdies die
Bestimmungen des siebenten Abschnittes keine
Anwendung.

§ 23. Die Bestimmungen des zweiten und drit-
ten Abschnittes gelten nicht für die Überlassung
an und den Besitz durch Personen, die nach
den gewerberechtlichen Vorschriften

a) zur Erzeugung von und zum Handel mit
solchen Gegenständen,

b) zur Beförderung und Aufbewahrung von
Gütern

befugt sind, sowie für die bei diesen beschäftigten
Personen, soweit dies im Rahmen ihrer Berufs-
ausübung erforderlich ist.

S i e b e n t e r A b s c h n i t t

BÖLLERSCHIESSEN

Begriffsbestimmung

§ 24. Unter Böllerschießen im Sinne dieses
Bundesgesetzes ist das Zünden von Pulverladun-
gen zur Erzeugung einer Knallwirkung zu ver-
stehen.

Schießbedarf

§ 25. (1) Das Böllerschießen ist nur unter Ver-
wendung von Böller(Salut)kanonen mit Böller-
patronen sowie von Sicherheitsböllern mit einer
Pappehülle, die einen Knallsatz von nicht mehr
als 7 g Schwarzpulver enthalten und eine Zünd-
schnur mit einer Brenndauer von mindestens
6 Sekunden aufweisen, gestattet.

(2) Die Verwendung anderer Vorrichtungen,
wie Pöller (Schießbecher), ist verboten.

Bewilligung

§ 26. (1) Das Böllerschießen ist nur auf Grund
einer besonderen Bewilligung zulässig.

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu feier-
lichen oder festlichen Anlässen, bei denen das
Böllerschießen Brauchtum darstellt, auf Antrag
Personen zu erteilen, die

a) das 18. Lebensjahr vollendet haben und
b) die hiezu erforderlichen schießtechnischen

Kenntnisse besitzen,

sofern unter Bedachtnahme auf Ort und Zeit
des beabsichtigten Böllerschießens gewährleistet
ist, daß Sicherheitsgefährdungen und unzumut-
bare Lärmbelästigungen vermieden werden.

(3) Die Behörde hat Ort und Zeit des Böller-
schießens im Bewilligungsbescheid anzuführen und
mit diesem die zur Vermeidung von Sicherheits-
gefährdungen erforderlichen Anordnungen (z. B.
Vorschreibung von Sicherheitsabständen) zu tref-
fen.

A c h t e r A b s c h n i t t

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Besitz

§ 27. Die in diesem Bundesgesetz enthaltenen
Bestimmungen über den Besitz von pyrotechni-
schen Gegenständen und losen pyrotechnischen
Sätzen gelten auch für die Innehabung derselben.

Widerruf von Bewilligungen

§ 28. Bewilligungen, die auf Grund dieses
Bundesgesetzes erteilt wurden, sind zu wider-
rufen, wenn die Voraussetzungen für die Er-
teilung weggefallen sind.

N e u n t e r A b s c h n i t t

BEHÖRDEN UND VERFAHREN

§ 29. Behörde im Sinne dieses Bundesgesetzes
ist die Bezirksverwaltungsbehörde, im Wirkungs-
bereich einer Bundespolizeibehörde diese.

§ 30. Der Rechtszug für Berufungen gegen Be-
scheide der Behörde endet bei der Sicherheits-
behörde zweiter Instanz.

Z e h n t e r A b s c h n i t t

STRAFBESTIMMUNGEN

§ 31. Wer gegen Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes oder gegen Anordnungen eines auf Grund
dieses Bundesgesetzes erlassenen Bescheides ver-
stößt, begeht eine Verwaltungsübertretung und
ist, sofern das Verhalten keinen gerichtlich straf-
baren Tatbestand darstellt, von der Bezirksver-
waltungsbehörde, im Wirkungsbereich einer Bun-
despolizeibehörde von dieser, mit Geldstrafe bis
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zu 30.000 S oder mit Arrest bis zu sechs Wochen
zu bestrafen. Beide Strafen können auch neben-
einander verhängt werden.

§ 32. (1) Pyrotechnische Gegenstände, lose pyro-
technische Sätze und für das Böllerschießen be-
stimmter Schießbedarf, die den Gegenstand einer
nach diesem Bundesgesetz strafbaren Handlung
bilden, sind für verfallen zu erklären, wenn sie
dem Täter oder einem Mitschuldigen gehören
oder ihre Herkunft nicht feststellbar ist.

(2) Kann keine bestimmte Person verfolgt
werden, so ist auf den Verfall selbständig zu er-
kennen, wenn im übrigen die Voraussetzungen
hiefür vorliegen.

(3) Die verfallenen Gegenstände gehen in das
Eigentum des Bundes über.

E l f t e r A b s c h n i t t

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 33. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli
1974 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits vor dessen Inkrafttreten
erlassen werden; sie treten jedoch frühestens
gleichzeitig mit diesem in Kraft.

§ 34. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Inneres betraut.

Kreisky
Häuser Rösch

283. Bundesgesetz vom 3. Mai 1974, mit
dem die Jurisdiktionsnorm geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Jurisdiktionsnorm vom 1. August 1895,
RGBl. Nr. 111, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 108/1973, wird wie folgt
geändert:

Der § 76 Abs. 2 wird aufgehoben.

Artikel II

Dieses Bundesgesetz gilt nur für die Anerken-
nung solcher ausländischer Entscheidungen in
Ehesachen, die nach seinem Inkrafttreten erlassen
werden.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Kreisky
Häuser Broda

284. Bundesgesetz vom 3. Mai 1974, mit
dem die Konkursordnung und die Aus-

gleichsordnung geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Konkursordnung, RGBl. Nr. 337/1914,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 176/1963, wird wie folgt geändert:

1. Der zweite Satz des § 79 Abs. 1 wird auf-
gehoben.

2. Der § 173 a hat zu lauten:

„Jeder Gläubiger kann sich zur Stellung eines
Antrags auf Eröffnung des Konkurses und im
Verfahren erster Instanz, jedoch nicht zur Er-
hebung von Rechtsmitteln, auch durch einen
Gläubigerschutzverband, dem das im § 23 a der
Ausgleichsordnung vorgesehene Vorrecht erteilt
ist, vertreten lassen. Sofern der Gläubigerschutz-
verband hierbei nicht durch ein satzungsgemäß
berufenes Organ vertreten wird, kann er sich
nur eines seiner Bediensteten oder eines gesetzlich
befugten Parteienvertreters als Bevollmächtigten
bedienen."

Artikel II

Die Ausgleichsordnung, RGBl. Nr. 337/1914,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 243/1969, wird wie folgt geändert:

1. Der zweite Satz des § 29 Abs. 1 wird auf-
gehoben.

2. Der § 63 a hat zu lauten:

„Jeder Gläubiger kann sich im Verfahren erster
Instanz, jedoch nicht zur Erhebung von Rechts-
mitteln, auch durch einen Gläubigerschutzver-
band, dem das im § 23 a vorgesehene Vorrecht
erteilt ist, vertreten lassen. Sofern der Gläubiger-
schutzverband hierbei nicht durch ein. satzungs-
gemäß berufenes Organ vertreten wird, kann er
sich nur eines seiner Bediensteten oder eines ge-
setzlich befugten Parteienvertreters als Bevoll-
mächtigten bedienen."

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Kreisky
Häuser Broda
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2 8 5 . Bundesgesetz vom 3. Mai 1974, mit
dem das Bundesgesetz über die Aus-
bildungsbeiträge für Probelehrer geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über die Ausbildungsbeiträge
für Probelehrer, BGBl. Nr. 170/1973, wird wie
folgt geändert:

1. Im § 2 hat Abs. 1 zu lauten:

„(1) Der Ausbildungsbeitrag beträgt monatlich
60 v. H. des jeweiligen Monatsentgeltes eines
die volle Lehrverpflichtung erfüllenden Ver-
tragslehrers des Entlohnungsschemas I L Ent-
lohnungsgruppe l1 1. Entlohnungsstufe ein-
schließlich allfälliger Teuerungszulagen und der
Ergänzungszulage gemäß § 2 des Bundesgesetzes
vom 8. November 1973, BGBl. Nr. 573, über
Ergänzungszulagen zur Erhöhung der Anfangs-
bezüge im öffentlichen Dienst, soweit im fol-
genden nicht anderes bestimmt wird."

2. Im § 2 hat Abs. 4 zu lauten:

„(4) Einem Probelehrer, der neben seiner
Einführung in das praktische Lehramt in einer
lehramtlichen Verwendung oder in einem ver-
traglichen oder öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis zum Bund steht, ist der Ausbildungs-
beitrag nach Abs. 1 in dem Ausmaß zu kürzen,
als das Monatsentgelt aus dem Dienstverhältnis
einschließlich allfälliger Teuerungszulagen und
einer allfälligen Ergänzungszulage nach dem
Bundesgesetz über Ergänzungszulagen zur Er-
höhung der Anfangsbezüge im öffentlichen
Dienst und der Ausbildungsbeitrag zusammen
das Monatsentgelt eines die volle Lehrver-
pflichtung erfüllenden Vertragslehrers des
Entlohnungsschemas I L Entlohnungsgruppe 1 1
1. Entlohnungsstufe einschließlich allfälliger
Teuerungszulagen und der Ergänzungszulage ge-
mäß § 2 des Bundesgesetzes über Ergänzungs-
zulagen zur Erhöhung der Anfangsbezüge im
öffentlichen Dienst übersteigen."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 1973
in Kraft und mit 31. Dezember 1975 außer
Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Unterricht und Kunst
betraut.

Kreisky
Häuser Sinowatz

286 . Bundesgesetz vom 3. Mai 1974, mit
dem das Kraftfahrgesetz 1967 geändert wird

(2. Kraftfahrgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBl. Nr. 267, in
der Fassung der Kraftfahrgesetz-Novelle 1971,
BGBl. Nr. 285, und der Kundmachung BGBl.
Nr. 240/1970 wird wie folgt geändert:

1. Im § 2 hat die Z. 14 zu lauten:

„14. M o t o r f a h r r a d ein Kraftrad (Z. 4),
bei dem nach seiner Bauart und Ausrüstung
dauernd gewährleistet ist, daß mit ihm auf ge-
rader, waagrechter Fahrbahn bei Windstille mit
einer Belastung von 75 kg eine Geschwindigkeit
von 40 km/h nicht überschritten werden kann,
und dessen Antriebsmotor, wenn er ein Hubkol-
benmotor ist, einen Hubraum von nicht mehr als
50 cm3 hat;"

2. Im § 4 hat der Abs. 5 zu lauten:

„(5) Personenkraftwagen, Kombinationskraft-
wagen und Lastkraftwagen mit einem höchsten
zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als
3500 kg müssen für jeden der an eine äußere
seitliche Längswand des Fahrzeuges angrenzen-
den unmittelbar hinter der Windschutzscheibe
gelegenen Sitzplätze mit hinsichtlich ihrer Be-
festigung am Fahrzeug der Bauart des Fahrzeuges
entsprechenden Sicherheitsgurten ausgerüstet sein;
dies gilt jedoch nicht für Heeresfahrzeuge."

3. Im § 27 hat der Abs. 1 zu lauten:

„(1) Am Fahrzeug müssen der Name oder die
Marke des Erzeugers und die Fahrgestellnummer,
am Fahrzeugmotor die Motornummer, an
Motorfahrrädern überdies das Zeichen „CM" so-
wie an Motorfahrrädern mit Hubkolbenmotor
der Hubraum in vollen Kubikzentimetern voll-
ständig sichtbar und dauernd gut lesbar und un-
verwischbar angeschrieben oder zuverlässig an-
gebracht sein."

4. Im § 55 hat der Abs. 2 zu lauten:

„(2) Die wiederkehrende Überprüfung ist drei
Jahre, bei Fahrzeugen zur entgeltlichen Perso-
nenbeförderung oder zur Beförderung gefähr-
licher Güter (§ 92) ein Jahr nach der ersten Zu-
lassung, auch wenn diese im Ausland erfolgte,
und nach jeder Überprüfung ein Jahr nach dieser
vorzunehmen; bei Lastkraftwagen und Zug-
maschinen der Klasse III mit einem höchsten zu-
lässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als
3500 kg ist jedoch die zweite wiederkehrende
Überprüfung erst zwei Jahre nach der ersten
vorzunehmen. Wurde der Nachweis über den
Zeitpunkt der ersten Zulassung nicht erbracht,
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so hat die Behörde den Zeitpunkt der ersten
Überprüfung festzusetzen. Wenn ein Fahrzeug
länger als vier Monate abgemeldet war oder der
Zulassungsschein und die Kennzeichentafeln hin-
terlegt waren, kann die Behörde auf Antrag einen
späteren Zeitpunkt für die nächste Überprüfung
festsetzen. Als Überprüfung gilt auch eine Einzel-
prüfung des Fahrzeuges gemäß § 31 Abs. 3."

5. Im § 57 a hat der Abs. 3 zu lauten:
„(3) Die wiederkehrende Begutachtung ist drei

Jahre nach der ersten Zulassung, auch wenn diese
im Ausland erfolgte, zwei Jahre nach der ersten
Begutachtung und ein Jahr nach der zweiten
und nach jeder weiteren Begutachtung jeweils
vom Ablauf dieses Zeitraumes bis zum Ablauf
des sechsten darauf folgenden Kalendermonates
vornehmen zu lassen. § 55 Abs. 2 zweiter und
dritter Satz gelten sinngemäß. Als Begutachtung
gilt auch eine Einzelprüfung des Fahrzeuges ge-
mäß § 31 Abs. 3 oder eine besondere Überprü-
fung gemäß § 56."

6. Im § 57 a ist dem Abs. 7 als letzter Satz
anzufügen:
„Die Begutachtungsplakette ist nur gegen Ersatz
der Gestehungskosten am Fahrzeug anzubringen
(Abs. 5) oder dem Zulassungsbesitzer auszu-
folgen (Abs. 6)."

7. Im § 64 hat der Abs. 6 zu lauten:
„(6) Besitzern einer im Ausland erteilten

Lenkerberechtigung ist auf Antrag insoweit ohne
Ermittlungsverfahren eine Lenkerberechtigung
mit dem gleichen Berechtigungsumfang zu ertei-
len, als auf Grund der Vorschriften des Staates,
in dem die ausländische Lenkerberechtigung er-
teilt wurde, bei der Erteilung einer Lenkerbe-
rechtigung auf Grund einer österreichischen
Lenkerberechtigung von der Feststellung der im
Abs. 2 angeführten Voraussetzungen abzusehen
ist. Diesem Antrag darf nur stattgegeben werden,
wenn der Antragsteller seit länger als sechs
Monaten seinen ordentlichen Wohnsitz in Öster-
reich hat und glaubhaft macht, daß er auf Grund
der im Ausland erteilten Lenkerberechtigung seit
mindestens einem Jahr Kraftfahrzeuge der
Gruppe gelenkt hat, für die die Lenkerberechti-
gung erteilt wurde, und wenn bei ihm keine
Bedenken hinsichtlich der Verkehrszuverlässig-
keit (§ 66), der geistigen und körperlichen Eig-
nung und der fachlichen Befähigung bestehen."

8. Im § 92 hat der Abs. 1 zu lauten:
„(1) Kraftwagen und Anhänger, die ausschließ-

lich oder vorwiegend zur Beförderung gefähr-
licher Güter im Sinne des Europäischen Überein-
kommens über die internationale Beförderung
gefährlicher Güter auf der Straße (ADR), BGBl.
Nr. 522/1973, bestimmt sind, müssen, abgesehen
von den sonst für diese Fahrzeuge in Betracht
kommenden Bestimmungen, der Gefährlich-

keit und der Menge der zu befördernden Güter
entsprechend gebaut, ausgerüstet und ausge-
stattet sein. Entspricht ein Fahrzeug den Bestim-
mungen dieses Übereinkommens, so hat der Lan-
deshauptmann, in dessen örtlichem Wirkungsbe-
reich das Fahrzeug seinen dauernden Standort
hat, auf Antrag die in diesem Übereinkommen
vorgeschriebenen, die Beschaffenheit des Fahr-
zeuges betreffenden kraftfahrrechtlichen behörd-
lichen Bescheinigungen auszustellen. Vor der
Ausstellung der Bescheinigung hat der Landes-
hauptmann ein Gutachten darüber einzuholen,
ob das Fahrzeug im Sinne dieses Übereinkom-
mens Verkehrs- und betriebssicher ist. Der An-
tragsteller hat auf Verlangen des Landeshaupt-
mannes die für die Erstattung dieses Gutachtens
erforderlichen Nachweise vorzulegen. § 31 gilt
sinngemäß."

9. Im § 102 Abs. 5 hat die lit. e zu lauten:
„e) Bescheide über kraftfahrrechtliche Bewil-

ligungen, die zur Verwendung des Fahr-
zeuges auf Straßen mit öffentlichem Ver-
kehr erforderlich sind (§ 101 Abs. 5, § 104
Abs. 5 lit. d und Abs. 7); bei Fahrten, auf
die das Europäische Übereinkommen über
die internationale Beförderung gefähr-
licher Güter auf der Straße (ADR), BGBl.
Nr. 522/1973, anzuwenden ist, die in An-
lage B RNr. 10.181 dieses Übereinkom-
mens vorgeschriebenen Begleitpapiere."

10. Im § 106 Abs. 1 ist der dritte Satz zu
streichen und nach dem Abs. 1 als neuer Abs. 1 a
einzufügen:

„(1 a) Kinder unter zwölf Jahren dürfen mit
Kraftwagen und Motordreirädern nicht auf un-
mittelbar hinter der Windschutzscheibe gelegenen
Sitzplätzen befördert werden; dies gilt jedoch
nicht

a) für Omnibusse, sofern die anderen Sitz-
plätze im Fahrzeug von Kindern besetzt
sind,

b) für Zugmaschinen, Motorkarren und selbst-
fahrende Arbeitsmaschinen, die zur Ver-
wendung im Rahmen eines land- und
forstwirtschaftlichen Betriebes bestimmt
sind,

c) bei den im Abs. 6 angeführten Schüler-
transporten mit geschlossenen Personen-
kraftwagen oder Kombinationskraft-
wagen, bei denen bei der Genehmigung als
größte zulässige Anzahl der beförderten
Personen außer dem Lenker acht Personen
festgesetzt wurde, sofern die anderen Sitz-
plätze im Fahrzeug von Kindern besetzt
sind,

d) bei der Verwendung von der Bauart des
Fahrzeuges entsprechenden, im Bereich der
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unmittelbar hinter der Windschutzscheibe
gelegenen Sitzplätze angebrachten Vor-
richtungen, bei denen durch ihre Anbrin-
gung und Beschaffenheit ein besonderer
Schutz des die Vorrichtung benützenden
Kindes, insbesondere bei Unfällen, zu er-
warten ist."

11. Im § 114 ist dem Abs. 4 als letzter Satz
anzufügen:

„Der Lehrende hat dafür zu sorgen, daß der
Fahrschüler auf Schulfahrten mit einem Personen-
kraftwagen, Kombinationskraftwagen oder Last-
kraftwagen mit einem höchsten zulässigen Ge-
samtgewicht von nicht mehr als 3500 kg einen
Sicherheitsgurt benützt; dies gilt jedoch nicht bei
Übungen für das Rückwärtsfahren und das Ein-
fahren in Parklücken."

Artikel II

(1) Personenkraftwagen und Kombinations-
kraftwagen, deren Type oder die einzeln vor
dem 1. Jänner 1968 genehmigt worden sind,
und Lastkraftwagen mit einem höchsten zuläs-
sigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 3500 kg,
die vor dem 1. Oktober 1975 zum Verkehr zuge-
lassen worden sind, sind von den Bestimmun-
gen des Art. I Z. 2 (§ 4 Abs. 5) über die Aus-
rüstung mit Sicherheitsgurten ausgenommen. Per-
sonenkraftwagen und Kombinationskraftwagen,
deren Type oder die einzeln zwischen dem 1. Jän-
ner 1968 und dem 31. März 1975 genehmigt
worden sind, müssen den Bestimmungen des
Art. I Z. 2 (§ 4 Abs; 5) über die Ausrüstung mit
Sicherheitsgurten ab dem 1. April 1975 ent-
sprechen.

(2) Bei der Verwendung von Personenkraft-
wagen und Kombinationskraftwagen, deren
Type oder die einzeln vor dem 1. Jänner 1968
genehmigt worden sind, und von Lastkraft-
wagen mit einem höchsten zulässigen Gesamtge-

wicht von nicht mehr als 3500 kg, die vor dem
1. Oktober 1975 zum Verkehr zugelassen worden
sind, finden die Bestimmungen des Art. I Z. 11
(§ 114 Abs. 4) über die Benützung des Sicher-
heitsgurtes bei Schulfahrten keine Anwendung.
Bei der Verwendung von Personenkraftwagen
und Kombinationskraftwagen, deren Type oder
die einzeln zwischen dem 1. Jänner 1968 und
dem 31. März 1975 genehmigt worden sind,
finden die Bestimmungen des Art. I Z. 11 (§ 114
Abs. 4) über die Benützung des Sicherheitsgurtes
bei Schulfahrten ab 1. April 1975 Anwendung.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im Abs. 2
nichts anderes bestimmt ist, mit 1. Juli 1974 in
Kraft.

(2) Nach Ablauf des Tages der Kundmachung
dieses Bundesgesetzes treten in Kraft die Be-
stimmungen des Art. I Z. 4 (§ 55 Abs. 2) über
die wiederkehrende Überprüfung, Z. 5 (§ 57 a
Abs 3) über die wiederkehrende Begutachtung,
Z. 6 (§ 57 a Abs. 7) über die Begutachtungspla-
kette, Z. 7 (§ 64 Abs. 6) über die Erteilung der
Lenkerberechtigung auf Grund einer auslän-
dischen und Z. 10 (§ 106 Abs. 1 a) über die Be-
förderung von Kindern hinter der Windschutz-
scheibe.

(3) Verordnungen auf Grund der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes können von dem
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgen-
den Tag an erlassen werden; sie treten frühestens
mit der betreffenden Bestimmung in Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
gemäß Bundesministeriengesetz 1973, BGBl.
Nr. 389, der Bundesminister für Verkehr be-
traut.

Kreisky
Häuser Lanc
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